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Unterrichtung 

Hannover, den 20.05.2021 

Die Präsidentin des Niedersächsischen Landtages 
- Landtagsverwaltung - 

Rehakliniken in Niedersachsen - welche Bedeutung und welchen Stellenwert haben die Ein-
richtungen vor, während und nach der Corona-Pandemie? 

Kleine Anfrage für die Fragestunde der Fraktion der SPD - Drs. 18/9060 

Antwort der Landesregierung in der 108. Plenarsitzung des Niedersächsischen Landtags am 
30.04.2021, Tagesordnungspunkt 33 a 

Ergänzende Antwort der Landesregierung vom 20.05.2021 

 

Sehr geehrte Frau Präsidentin, 

auf die Frage der Abgeordneten Meta Janssen-Kucz (GRÜNE) in der Fragestunde der o. g. Landta-
gessitzung, ob dem Land Erkenntnisse über Wartezeiten zur Rehabilitation von Menschen mit „Long-
COVID-Syndrom“ vorlägen, lautet die Antwort des Ministeriums für Soziales, Gesundheit und Gleich-
stellung namens der Landesregierung wie folgt: 

Zu den Rehabilitationszuständigkeiten: 

1. Krankenkassen: Diese sind zuständig bei Leistungen zur medizinischen Rehabilitation sowie 
unterhaltssichernde und ergänzende Leistungen, wenn es um den Erhalt oder die Wiederher-
stellung der Gesundheit geht und wenn nicht andere Sozialversicherungsträger solche Leistun-
gen erbringen. 

2. Rentenversicherungsträger: Diese erbringen Leistungen zur medizinischen Rehabilitation, zur 
beruflichen Rehabilitation (Teilhabe am Arbeitsleben) sowie unterhaltssichernde und ergän-
zende Leistungen, wenn die Erwerbsfähigkeit erheblich gefährdet oder schon gemindert ist und 
durch die Reha-Maßnahme wesentlich gebessert oder wiederhergestellt werden kann und 
wenn die versicherungsrechtlichen Voraussetzungen für medizinische Reha-Leistungen und für 
berufliche Reha-Leistungen erfüllt sind.  

Das Angebot der Rehabilitation durch die Krankenkassen unterliegt nicht der Planung oder Einfluss-
nahme des Landes, vielmehr werden diese Rehabilitationsangebote zwischen den Landesverbänden 
der GKV und den Rehabilitationseinrichtungen vereinbart. Die Landesverbände der GKV haben auf 
die Frage zur Rehabilitation von „Long-COVID“ wie folgt geantwortet: 

„Es ist uns bekannt, dass Reha-Einrichtungen Leistungen für COVID-19-Patienten anbieten und ihr 
Versorgungsspektrum dahin gehend erweitern wollen. Allerdings gibt es hierzu auch Beratungen auf 
Bundesebene zwischen dem GKV-Spitzenverband und dem Medizinischen Dienst der Spitzenver-
bände1. Dieser hat sich eingehend mit diesem Sachverhalt beschäftigt. Die SEG2 1 des Medizini-
schen Dienstes wurde erstmals im April 2020 vom vdek gebeten, sich zur Frage spezieller Reha-
Konzepte für die Rehabilitation von an COVID-19 erkrankten Patientinnen und Patienten im An-
schluss an die Krankenhausbehandlung zu äußern.  

Mittlerweile gibt es nahezu wöchentlich neue Veröffentlichungen zu den unterschiedlichsten Frage-
stellungen im Zusammenhang mit einer SARS-CoV-2-Infektion, so auch erste Erkenntnisse zum 
postakuten und rehabilitativen Verlauf. Unverändert hierzu stellt sich die Positionierung von Klinikern 
und Reha-Wissenschaftlerinnen und -Wissenschaftlern zur Allokationsempfehlung im Rahmen der 

                                                
1 Abgekürzt: MDS 
2 Zur Erläuterung: Sozialmedizinische Expertengruppe 
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Anschlussrehabilitation dar, zuletzt auf der Veranstaltung der DEGEMED und der Ärztekammer Nie-
dersachsen am 10. Februar 2021. Die Referenten äußerten sich mehrheitlich dahin gehend, dass 
die Anschlussrehabilitation am besten in der Indikation stattfinden solle, die für die führende Symp-
tomatik verantwortlich ist, also pneumologisch, neurologisch oder kardiologisch. Einer besonderen 
neuen Indikationsstellung bedarf es hier nicht. Allerdings mehren sich auch Hinweise, dass das Hin-
zuziehen weiterer über die primäre Indikation hinaus erforderlicher therapeutischer Interventionen 
oder Professionen von Vorteil sein könnte, so beispielsweise die verstärkte Einbindung von Neu-
ropsychologen in der pneumologischen oder kardiologischen Rehabilitation bzw. die Einbindung von 
Selbsthilfegruppen in den Therapieplan, sofern vor Ort verfügbar. 

Die Vertreterinnen der SEG 1 und des MDS berichten in vielen Gesprächen ausführlich über die 
vorliegenden Studien und Erkenntnisse zum Versorgungsbedarf nach einer COVID-19-Erkrankung. 
Aktuell wird auf Bundesebene derzeit kein Bedarf für eine neue Indikation „Post-COVID/Long-CO-
VID“ gesehen, jedoch könnte es erforderlich sein, auf die besonderen Bedarfe der Patienten, die an 
COVID erkrankt waren, im Rahmen einer Rehabilitationsmaßnahme einzugehen.  

Die SEG 1 hat daher angeregt, eventuell erforderliche Konzeptanpassungen speziell für diese Re-
habilitandinnen- und Rehabilitandengruppe zu beraten, um den Anfragen der Kassen auf Prüfung 
spezieller Konzepte bundeseinheitlich begegnen zu können, und bietet an, sich zu dieser Fragestel-
lung im Rahmen eines G2-Gutachtens aus sozialmedizinischer Sicht zu äußern. Der GKV-Spitzen-
verband wird die SEG 1 beauftragen, die Entwicklung weiter zu beobachten und regelmäßig über 
neue Erkenntnisse in dieser Besprechung zu berichten (G4-Gutachten). 

An den bisherigen Aussagen zur Anschlussrehabilitation bei einer COVID-19-Erkrankung wird daher 
bis auf Weiteres festgehalten.“ 

Hinsichtlich der Rehabilitation durch die Rentenversicherung wurde zu der Frage „Long-COVID“ wie 
folgt geantwortet: 

1. DRV Braunschweig Hannover: 

Für folgende Rehabilitationskliniken werden laufend Bewilligungen für eine Post-COVID- bzw. 
Long-COVID-Rehabilitationsleistung ausgesprochen: 

1. Eigene Rehabilitationskliniken der DRV Braunschweig-Hannover: 

– Rehazentrum Oberharz, 

– Rehaklinikum Bad Rothenfelde - Klinik Teutoburger Wald. 

2. Vertragskliniken, d. h. von der DRV Braunschweig-Hannover federgeführte Rehabilitati-
onskliniken: 
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2. DRV Oldenburg-Bremen: 

Derzeit kein Angebot für Long-COVID. 

 

In Vertretung 
Heiger Scholz 

 

(Verteilt am 21.05.2021) 


